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Tagesordnung für die Sitzung des Regionalrates am 14.12.2006

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung und Beschlussfä-
higkeit des Regionalrates

2. Feststellung der Tagesordnung

3. Benennung eines Ratsmitgliedes zur Mitunterzeichnung der Niederschrift

4. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Regionalrates am 28.09.2006

5. Schwerpunktthema: Verwaltungsstrukturreform

– Vortrag von Herrn Parlamentarischen Staatssekretär Palmen
Vorlage 41/05/06

6. NRW Ziel 2-Programm / Umsetzung der ELER-Verordnung
–    Referat von Herrn Dr. Wilstacke (MUNLV) zur Förderung der ländlichen Entwicklung in 

den Jahren 2007 - 2013 auf Basis der ELER-Verordnung
Vorlage 42/05/06

7. Fußball-WM 2006
–    Information über strukturwirtschaftliche Aspekte
Vorlage 43/05/06

8. Förderprogramm für den ÖPNV
– Beschluss über den regionalen Vorschlag zum Förderprogramm 2007
Vorlage 44/0506

9. Bauprogramm für Maßnahmen des Landesstraßenausbauplanes
–    Information über den regionalen Vorschlag zum Bauprogramm 2007
Vorlage 45/05/06

10. Um- und Ausbau von Landesstraßen bis 3 Mio. € Gesamtkosten einschließlich des Neu-
baus von Radwegen an bestehenden Landesstraßen
–    Beschluss über die Priorisierung von Maßnahmen
Vorlage 46/05/06

11. Krankenhausinvestitionsprogramm 2007
–    Information über den Sachstand
Vorlage 47/05/06

12. Fortschreibung des Regionalplanes, Teilabschnitt Oberbereich Dortmund - östlicher Teil -
(Kreis Soest und Hochsauerlandkreis)
–    Information
Vorlage 48/05/06

13. Regionalplan Nordhessen
– Information über die Stellungnahme der Bezirksregierung
Vorlage 49/05/06

14. Änderung der Geschäftsordnung
–    Beschluss über die Verlängerung der Ladungsfrist gem. § 9 Abs. 3 GeschO RegRat 

und die Verlängerung der Antragsfrist gem. § 11 Abs. 2 GeschO RegRat
Vorlage 50/05/06

15. Mitteilungen



16. Anfragen

  
zu TOP 1: Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung des Regionalrates und stellt fest, dass hier-

zu ordnungsgemäß eingeladen wurde.

Er begrüßt Herrn Bürgermeister Vogel als Gastgeber für die heutige Sitzung.

Darüber hinaus heißt er Herrn Regierungspräsidenten Diegel und die anwe-
senden Vertreterinnen und Vertreter der Verwaltung willkommen.

Als Referenten begrüßt der Vorsitzende Herrn Parlamentarischen Staatssekre-
tär Palmen vom Innenministerium und Herrn Dr. Wilstacke vom Ministerium für 
Umwelt Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz.

Anschließend richtet Herr Bürgermeister Vogel ein Grußwort an die Mitglieder 
des Regionalrates.

zu TOP 2: Der Vorsitzende stellt die Tagesordnung fest.

zu TOP 3: Zur Mitunterzeichnung der Niederschrift wird das Ratsmitglied Herr Dieter
Fleskes benannt.

zu TOP 4: Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss:
„Der Regionalrat genehmigt die vorgelegte Niederschrift über die Sitzung des 
Regionalrates am 28.09.2006."

zu TOP 5: Die Rede von Herrn Parlamentarischen Staatssekretär Palmen ist als Anlage
III beigefügt.
Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt eine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen vor. Die Anfrage wird mündlich und schriftlich in der Sitzung beantwortet
(s. Anlage III).

Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss:  
„Der Regionalrat nimmt die Information zur Kenntnis.“

zu TOP 6: Die Folien zum Vortrag von Herrn Dr. Wilstacke sind als Anlage IV beigefügt.

Herr Henneke stellt einen Antrag auf Feststellung der Beschlussfähigkeit. Der Vorsitzende stellt 
fest, dass 18 stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind und der Regionalrat somit nicht be-
schlussfähig ist. Er unterbricht die Sitzung um 12.30 Uhr. 

Die Sitzung wird am 10.01.2007 um 15.30 Uhr fortgesetzt. 

Der Vorsitzende eröffnet die Fortsetzung der Sitzung des Regionalrates und stellt fest, dass 
hierzu ordnungsgemäß eingeladen wurde.

Die Tagesordnung wird unter TOP 6 fortgesetzt. 

zu TOP 6: Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss:  
„Der Regionalrat nimmt die Information zur Kenntnis.“

zu TOP 7: Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss:  



„Der Regionalrat nimmt die Information zur Kenntnis.“

zu TOP 8: Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss:  
„Der Regionalrat beschließt den Programmvorschlag der Bezirksregierung Arns-
berg zur ÖPNV – Infrastrukturförderung bis 2010 (Anlage 2).“

  
zu TOP 9: Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss:  

– Der Regionalrat nimmt den regionalen Vorschlag zum Bauprogramm 2007 für 
Maßnahmen des Landesstraßenausbauplanes für den Regierungsbezirk
Arnsberg zur Kenntnis.

– Der Regionalrat bittet das MBV dafür Sorge zu tragen, dass für die BÜ-
Beseitigung im Zuge der L 539 in Finnentrop die Vereinbarungen mit der DB 
AG in 2007 zum Abschluss gebracht werden, um den Baubeginn dieser für 
den südwestfälischen Raum bedeutsamen Maßnahme in 2008 vorrangig zu 
ermöglichen.

zu TOP 10: Der Regionalrat fasst mit der Maßgabe, dass die Maßnahmen 16 und 23 in der 
Anlage 2 gegeneinander ausgetauscht werden, einstimmig folgenden Be-
schluss:
1. Der Regionalrat nimmt die Information zur Kenntnis.

2. Der Regionalrat beschließt die Prioritätenlisten 2007 für die Programme „Um-
und Ausbau von Landesstraßen bis 3,0 Mio. € Gesamtkosten (Anlage 2) und 
„Radwegeneubau an bestehenden Landesstraßen“ (Anlage 4).

zu TOP 11: Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss:

„Der Regionalrat nimmt den Sachstandsbericht zum Krankenhausinvestitionspro-
gramm 2007 zur Kenntnis.“

zu TOP 12: Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss:
1. Der Regionalrat nimmt die Information zur Kenntnis.

2. Der  Regionalplan, Teilabschnitt  Oberbereich Dortmund - östlicher Teil -
(Kreis Soest und Hochsauerlandkreis), soll fortgeschrieben werden.

3. Der Regionalrat beauftragt die Bezirksregierung, mit den Vorarbeiten zur 
Fortschreibung dieses Regionalplan-Teilabschnittes unverzüglich zu be-
ginnen. Nach Auswertung der Erhebungen ist dem Regionalrat über den 
Handlungsbedarf und die neuen inhaltlichen Schwerpunkte des Vorent-
wurfs zu berichten.

zu TOP 13: Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss:
„Der Regionalrat nimmt die Stellungnahme der Bezirksregierung zustimmend zur 
Kenntnis.“

zu TOP 14: Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss:
Der Regionalrat beschließt die Verlängerung der Ladungsfrist gemäß § 9 Abs. 3 
Satz 1 GeschO RegRat von 3 Wochen auf 4 Wochen.
§ 9 Abs. 3 Satz 1 GeschO RegRat erhält nachstehenden Wortlaut:
„ Die Ladungsfrist beträgt 4 Wochen.“ 

Der Regionalrat beschließt die Verlängerung der Frist gemäß § 11 Abs. 2 Satz 2 
GeschO RegRat für das Einbringen von Anträgen zu Tagesordnungspunkten von 
mindestens 3 Arbeitstagen auf mindestens 1 Woche.



§ 11 Abs. 2 Satz 2 GeschO RegRat wird wie folgt gefasst:
„Sie sollen eine Begründung enthalten und mindestens eine Woche vor der Sit-
zung dem Vorsitzenden des Regionalrates schriftlich vorliegen.“

zu TOP 15: Es wurden diverse Mitteilungen zugesandt bzw. verteilt.

zu TOP 16: Herr Brunsmeier bittet die Verwaltung um Zusendung der Folien zum Vortrag 
von Herrn Hachen in der Strukturkommission zum Thema PFT.

Der Vorsitzende beendet die Sitzung um 16.00 Uhr.

......................................                                             .............................................
Droege, Vorsitzender     Fleskes, Ratsmitglied

.................................................
                 Wenner, Schriftführerin



Anlage III

Rede des Herrn Parlamentarischen Staatsekretärs Manfred Palmen in der Regional-
ratssitzung am 14. Dezember 2006 zum Stand der Verwaltungsstrukturreform

(Tonträgerabschrift – es gilt das gesprochene Wort)

Schönen guten Morgen meine sehr geehrten Damen und Herren,
sehr geehrter Herr Vorsitzender, lieber Herr Droege,
sehr geehrter Herr Regierungspräsident, lieber Helmut,
sehr geehrter Herr Bürgermeister Vogel,

ich freue mich, Ihnen heute den Stand der Verwaltungsstrukturreform Nordrhein-Westfalen
vortragen zu dürfen, wobei ich dies aus den Gründen des Schreibens des Vorsitzenden der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in zwei Abschnitte aufteile.
Ich werde Ihnen zunächst den Stand der Verwaltungsstruktur vortragen und dann die zwölf 
Fragen beantworten, die die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen gestellt hat.

Wir haben, meine sehr geehrten Damen und Herren, am 16. Juni des vergangenen Jahres 
im Koalitionsvertrag, den die beiden Regierungsparteien und dann auch im Landtag die bei-
den Regierungsfraktionen beschlossen haben, die Verwaltungsstrukturreform zu den drei 
programmatischen Schwerpunkten des Koalitionsvertrages gemacht. Die Schwerpunkte lie-
gen ansonsten im Bereich der Neustrukturierung der Bildung, des Verbesserns der Situation 
der Schülerinnen, Schüler, Lehrer in unserem Lande und des Versuchs, das, was das Pisa-
Gutachten 2002 festgestellt hat, nämlich, dass wir im Bildungssystem signifikant unter dem 
OECD-Durchschnitt liegen, zu bereinigen.

Der zweite Punkt ist die Haushaltskonsolidierung. 
Der dritte Punkt ist die Verkleinerung des völlig überzüchteten Verwaltungsapparates im 
Land NRW.

Die Haushaltsprobleme, wir werden am Ende des Jahres 116,3 Milliarden Euro Schulden 
haben, 6.240 Euro etwa pro Einwohner des Landes, gehen auf eine völlig überzogene Sub-
ventionspolitik der Vorgängerregierungen zurück und auch darauf, dass Umverteilungswohl-
taten in den vergangenen 30 Jahren mit einer explodierenden Verschuldung bezahlt worden 
sind. Zum anderen liegt der Grund für die dramatische Finanzsituation in dem viel zu großen
Behördenapparat. Wir beschäftigen 413.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 687 Behör-
den und mehr als 200 Einrichtungen, also fast 1.000 Behörden im weitesten Sinne, ohne 
dass ich die Schulen dazu genommen habe. Einige wenige Zahlen und Fakten, die unseren
Handlungsdruck zum Ausdruck bringen.

Für den Zinsdienst zur Bedienung unserer am Jahresende 116,3 Milliarden Euro Schulden
gibt das Land aktuell fast 5 Milliarden Euro jährlich aus. Das sind 13 Millionen Euro Zinsen
jeden Tag ohne einen Cent Tilgung. Wir sind, wie das die Presse schon sehr häufig zitiert 
hat, in einer unbarmherzigen Schuldenspirale gefangen. Unsere Handlungsspielräume wer-
den immer kleiner. Von jedem neuen Euro Schulden, den wir aufnehmen müssen, um den 
Haushalt überhaupt allmählich in die Verfassungsmäßigkeit und dann in eine Ausgeglichen-
heit zu bringen, müssen wir 4/5tel also 80 Cent für Zins- und Zinseszins aufwenden. Zugleich 
wird die bürgerliche Mitte unseres Volkes auch persönlich in den Abwärtsstrudel dieser 
Schuldenmacherei hineingerissen. Man konnte im Focus am 11. September 2006 lesen, ich 
zitiere: „Schon Durchschnittsverdiener in der Steuerklasse I mit 3.000 Euro Monatsbrutto
kosten die Zinszahlungen von Bund und Ländern 280 Euro Monatsabzug.“
Der Behördenapparat unseres Landes beansprucht dafür einen Großteil der Einnahmen,
wobei nicht einmal die Besoldungshöhe der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter das Problem ist, 
sondern das Problem vielmehr die Behörden- und Beschäftigtenzahl ist. 1966, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, hatte das Land 219.000 Mitarbeiter bei 16 Millionen Einwoh-
nern, damals hat sich der Erdball auch gedreht. Heute haben wir 413.000 Beschäftigte bei 
18 Millionen Einwohnern, fast das Doppelte also in fast 1.000 Behörden und Einrichtungen. 
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Wir geben fast 22 Milliarden Euro für Personal aus, der Anteil der Personal- an den Gesamt-
ausgaben des Landes liegt bei weit über 44 Prozent, der Anteil an den Steuereinnahmen bei 
60 %. Ohne Personalreduzierungen, das haben wir einmal berechnet, werden die Personal-
kosten völlig aus dem Ruder laufen. 2030, also in jetzt 23 Jahren, würde der gesamte Lan-
deshaushalt für die Personalkosten der Aktiven, wie nicht mehr beschäftigten Versorgungs-
empfänger benötigt. Wir müssen deshalb die Behördenbeschäftigtenzahl mit Augenmaß un-
ter Vermeidung betriebsbedingter Kündigungen, aber nachhaltig verringern. Dazu gibt es 
keine Alternative. Jedenfalls habe ich noch Keinen getroffen, in den nunmehr 18 Monaten, in 
denen wir diese Dinge angefasst haben, der mir eine Alternative dazu hat sagen können, die 
tatsächlich belastbar, bezahlbar und mit einer gewissen Perspektive für die Zukunft auch 
geregelt werden könnte. 

Ich komme damit zu unserer Verwaltungsstrukturreform. Sie ist von dem Leitgedanken ge-
prägt, möglichst viele Behörden zusammen zu fassen und die daraus entstehenden Rationa-
lisierungsgewinne für sozialverträglichen Personalabbau zu nutzen. Das Landeskabinett hat 
seit dem 22. September des vergangenen Jahres dazu 45 Kabinettsbeschlüsse gefasst und 
dort die Auflösung von insgesamt 116 Behörden und Einrichtungen beschlossen. Ich kann 
Ihnen aus Zeitgründen nicht alle Einzelschritte aufzählen, möchte mich deshalb auf die
sechs wichtigsten Maßnahmen beschränken.

Entsprechend den Vereinbarungen im Koalitionsvertrag werden wir die zahlreichen staatli-
chen Sonderbehörden, das sind etwa 300, inkorporieren, kommunalisieren bzw. zusammen-
fassen. 37 Ämter im Bereich Umwelt-, Agrar-, Berg- und Arbeitsschutzverwaltung mit insge-
samt 4.100 Stellen werden wir zum 01. Januar 2007 in einem ersten Schritt in die 5 Bezirks-
regierungen integrieren bzw. in einer Oberbehörde zusammenfassen. Dies hat der Landtag 
in der vergangenen Woche, Mittwoch den 06. Dezember, beschlossen. Zugleich laufen die 
Arbeiten zu einer endgültigen Aufgabenübertragung. Ein Großteil der Vollzugsaufgaben wird 
zum 01. Januar 2008 in einer umfangreichen und schon seit Monaten laufenden Aufgaben-
kritik kommunalisiert bzw. privatisiert. Wir haben dieses zweistufige Verfahrensmanagement 
bewusst gewählt um sicherzustellen, dass die Reform nicht, wie alle Reformen seit 1976,
zerredet wird, und um insofern die willkürliche Aufgabenteilung zwischen der Bezirksregie-
rung und den Umweltbehörden zu beenden. 
Ich möchte an dieser Stelle großes Lob an die Beschäftigten unserer Bezirksregierungen 
aussprechen, lieber Helmut. Wir haben von dort sehr große Unterstützung erfahren und wir 
wissen, dort wird ordentliche Arbeit geleistet.

Wir werden zweitens die 11 staatlichen Versorgungsämter mit ca. 1.800 Stellen voraussicht-
lich zum 01. Juli 2007 auflösen. Die Aufgaben werden auf die kommunale Ebene verteilt. Die 
Versorgungsverwaltung ist 1946 zur Versorgung der Kriegsopfer errichtet und bis 1973/74 
kommunal geführt worden. Mittlerweile ist die durchschnittliche Kriegerwitwe 86 Jahre alt, 
das durchschnittliche Kriegsopfer 84 Jahre alt. Kein Mensch wird heute mehr auf den Ge-
danken kommen, eine eigenständige staatliche Verwaltung für die Schwerbehinderten und 
einige wenige andere Aufgaben zu gründen. Eine Verwaltung sollte nach unserer Auffassung 
den Verwaltungszweck nicht überdauern. Wir werden deshalb dem Beispiel Baden-
Württembergs folgen, wenn wir die Versorgungsverwaltungen kommunalisiert haben. 

Wir werden drittens bei zahlreichen anderen Verwaltungszweigen, Behörden und Einrichtun-
gen einsparen. So werden z. B. beim Landesbetrieb Straßen 8 der 17 Niederlassungen am 
01. Juli des nächsten Jahres geschlossen. Ob es bei den 84 Straßen- und Autobahnmeiste-
reien bleiben wird, wird zurzeit geprüft.
Beim Landesbetrieb Wald und Holz wird die Zahl der Forstämter von 35 auf 15 verringert.
Wir sollten dabei auch den Forderungen des Kartellamtes an einer Beseitigung der bisheri-
gen Quersubventionierung Rechnung tragen. Das Kartellamt hat die wettbewerbsfähige
Ausnutzung einer marktbeherrschenden Stellung des Landesbetriebes bei Volkswirtschafts-
dienstleistung gerügt, was in der Öffentlichkeit kaum bekannt ist. Im Übrigen hat das Kabinett 
beschlossen, den Landesbetrieb Wald und Holz nach Arnsberg zu verlegen und zwar des-
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halb, weil der Regierungsbezirk Arnsberg die waldreichste Gegend in Nordrhein-Westfalen
ist.
Wir werden die 8 Rechenzentren und die IT-Betriebscenter des Landes zu einer einheitli-
chen, schlagkräftigen, personell weit abgespeckten IT-Zentrale unter einem so genannten
CIO zusammenfassen. Das hätte übrigens schon 1985 geschehen müssen. Der Landtag hat 
ein Gesetz beschlossen und die Landesregierung 1985 beauftragt, das zu tun. Dies ist bis 
heute nicht erfolgt.

Wir werden viertens alle staatlichen Stellen und Aufgaben auf den Prüfstand der Privatisie-
rung stellen. Bei den 8 davon betroffenen Landesbetrieben und den etwa 13.000 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern wird schon seit 10 Jahren von einer Privatisierung gesprochen. Die 
Privatisierungspotentiale sind untersucht worden. Auch bei allen Landesbetrieben und Ein-
richtungen, die wie der Landesbetrieb Straßen in dieser Legislaturperiode nicht komplett in 
einem Akt privatisiert werden sollen, werden wir prüfen, was davon privatisiert werden kann.
Dies betrifft auch die Landesentwicklungsgesellschaft, die veräußert werden wird im nächs-
ten Jahr, wie den Bau- und Liegenschaftsbetrieb des Landes, der die 4.000 Liegenschaften 
des Landes verwaltet, dessen Aufgabe aber weitgehend nicht hoheitlich ist. In diesem Zu-
sammenhang erwähne ich es noch, ich habe persönlich keinerlei Verständnis dafür, dass der 
Staat seit Jahrzehnten offenkundige Probleme im Kernbereich hat - Stichwort Verwahrungs-
vollzug und Strafvollzug -, während wir andererseits mehrere Tausend Straßenwärter und 
Hausverwalter beschäftigen, mit Tätigkeiten ohne jedes Marktrisiko, die auch von der Wirt-
schaft erledigt werden könnten.

Wir werden fünftens das Widerspruchsverfahren weitgehend abschaffen. Widerspruchsver-
fahren verursachen einen hohen Verwaltungsaufwand, binden sehr viel Personal, wobei die 
Abhilfequoten äußerst gering sind. Wir werden es letztlich nur in wenigen Bereichen beibe-
halten, nämlich dort wo dies Bundes- oder EU-Gesetze vorschreiben, wobei wir uns noch
Bundesratsinitiativen vorbehalten, in bestimmten Schul- und Ausbildungsbereichen und bei
bestimmten Drittwidersprüchen.
Soweit das Widerspruchsverfahren auf diesen Gebieten erhalten bleibt, werden wir den De-
volutiveffekt abschaffen, d.h. die Stadt Arnsberg, die Baugenehmigungen erteilt, wird ab 01. 
Juli des nächsten Jahres auch über die Widersprüche gegen Baugenehmigungen selbst ent-
scheiden und nicht mehr der Hochsauerlandkreis. Ich weiß, dass viele Juristen am Wider-
spruchsverfahren hängen und dies kritisch sehen. Denen kann man nur sagen, mit der Ab-
schaffung des Widerspruchsverfahrens können sich die Qualität der Ausgangsbescheide 
und vor allen Dingen die Pflicht zur Anhörung verbessern. Das wäre modern und bürger-
freundlich, wenn das endlich mal umgesetzt würde. Das steht übrigens in den entsprechen-
den Gesetzen schon seit Jahrzehnten, da kümmern sich leider nur sehr Wenige drum.

Wir werden sechstens im Bereich des Demokratieabbaus eine zentrale Normprüfung im In-
nenministerium nach bayrischem Vorbild einführen. Wir wollen deutlich dünnere Gesetzes-
blätter und dann auch wirklich notwendige Vorschriften. Diese Normprüfstelle soll streng prü-
fen und die Normproduktion deutlich reduzieren. 
Wir werden auch etwas tun, was die 800.000 Firmen im Land Nordrhein-Westfalen seit lan-
gem fordern, wir werden die Kosten der Normsetzung für die Wirtschaft nach dem niederlän-
dischen Vorbild des Standardkostenmodells berechnen und ermitteln.

Ich könnte jetzt noch eine ganze Zeit mit der Aufzählung von Reformbaustellen im Bereich 
des Bürokratieabbaus fortfahren. Ich persönlich frage mich z. B. warum bei uns sogar die 
Außenfarbe der Taxen öffentlich-rechtlich zwangsangeordnet ist. Sie muss in NRW hell- el-
fenbeingelb sein, zwangsweise. Baden-Württemberg hat ab 01. Januar 2005 die Farbe frei 
gegeben. Da kräht kein Hahn danach. Wir haben aber unsere eigenen Leute bisher noch
nicht von den Vorzügen dieser Befreiung überzeugen können. Das wird also noch etwas 
dauern. Das klingt etwas humoristisch, das ist es aber nicht. Wir müssen Beschäftigte im
Land vorhalten, die die Einhaltung dieser Farbpflicht kontrollieren und Verstöße ahnden. 
Diese hellelfenbeingelbfarbenen Folien kosten 800 Euro. Das ist volkswirtschaftlich eine völ-
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lig sinnlose Regulierungsaufwendung und eigentlich ist das alles nicht mehr zum Lachen, 
wenn man sieht, wie weit inzwischen die Situation gekommen ist.

Der Bürgermeister der Stadt Arnsberg hat die Verantwortung für etwa 15.000 Aufgaben. Da-
bei muss er 5.000 Bundes- und Landesgesetze mit 200.000 Vorschriften beachten und hat 
dabei noch lange nicht alles gemacht. Wenn wir sehen, was aus Brüssel kommt, was aus 
Berlin kommt, hat allen Bekundungen zum Trotz bei weitem nicht das erreicht, was da ver-
sprochen worden ist, es wird ohne Unterlass produziert.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, abschließend noch ein Wort zur Reform der Mit-
telinstanz, das ist hier ja schon am Rande angesprochen worden. Dies wird sie besonders 
interessieren, wobei ich mir an dieser Stelle den Einschnitt erlaube, dass im Juli 1918 der 
damalige preußische Innenminister einen Beschluss des Reichskabinetts herbeigeführt hat, 
dass die Bezirksregierung Arnsberg am 01.01.1919 aufgelöst werden sollte. Durch das Ende 
des Krieges im November 1918 ist das unterblieben, wir reden also möglicherweise da über 
etwas, was es schon vor 90 Jahren gegeben hat. 

Im Koalitionsvertrag heißt es, dass die Reformen der Mittelinstanz bis 2012 möglichst ge-
meinsam durchgeführt werden sollen. Laut Koalitionsvereinbarung sollen wir Ende 2012 drei 
Regionalpräsidien haben, in denen die verbliebenen staatlichen Kernaufgaben gemeinsam 
mit den überörtlichen kommunalen Aufgaben wahrgenommen werden.
Hier in dem schönen Arnsberg hat die CDU 1950 eine Arnsberger Erklärung beschlossen, in 
der diese Dreigliederung der Verwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen beschlossen und 
als Parteiprogramm verkündet worden ist. Daran haben wir seit 56 Jahren festgehalten und 
den Kollegen der SPD erzähle ich gleich auch noch eine Anekdote.

Auch für diesen weiteren Reformschritt ist das Innenministerium federführend zuständig. Wir 
werden die Voraussetzungen für diese Reform schaffen, ob sie dann tatsächlich kommt,
bleibt natürlich der politischen Entscheidung des Landtags überlassen. Es wird keine einfa-
che Entscheidung sein, das ist uns allen bewusst. 
Aus meiner persönlichen Sicht können wir uns langfristig aber die Doppelzuständigkeit von 
staatlicher Mittelinstanz und bundesweit einmaligen höheren Kommunalbehörden mit den 
entsprechenden Verwaltungskörpern nicht mehr leisten. Wenn ich dann höre, wie schwierig 
die Zusammenführung sei, von wegen der Vermögens- und Aufsichtsprobleme, dann sage 
ich immer wieder, Schwierigkeiten sind dazu da, dass man sie löst. 

Im dem Reichsdeputationshauptschluss von 1803 ist halb Süddeutschland neu verteilt wor-
den, auch das ist gegangen. Wir sind noch nicht komplett bewegungsunfähig, auch wenn 
manche das gerne hätten. Ich sage, das Ganze ist keine Frage des Könnens, man muss das
nur wollen. Und dies wird früher oder später, deswegen ist es auch ohne Alternative, deshalb 
kommen, weil es von der Haushaltslage erzwungen werden wird. Im Übrigen hat die SPD im 
Düsseldorfer Signal vom Sommer 2003 die Verringerung der Bezirksregierungen auf drei 
beschlossen, was die frühere Landesregierung von Ministerpräsident Clement mit den Land-
schaftsverbänden vorhatte, ist ja auch allgemein bekannt.

Wir führen im Übrigen, das sag ich mal zur Ehrenrettung hier der Kollegen der SPD, die sich 
seit vielen Jahren bemüht haben, die Dinge ein Stück zusammen zu führen, ein Stück voran 
zu treiben, im eigentlichen Sinne das zweite Modernisierungsgesetz, das Ministerpräsident 
Clement 1999 in den Landtag eingebracht hat, zu Ende. Wir haben das letztlich, was seit 
1976 begonnen worden ist, in einer so genannten Überprüfung aller Dinge, mit den entspre-
chenden Einrichtungen in der Staatskanzlei, zu 86 Gutachten geführt hat, letztendlich mal 
dahin gebracht, wo es auch hingebracht werden muss. Ich erinnere daran, wir haben diese 
Beschlüsse gefasst und der Landtag hat diese letzte Woche beschlossen.

Abschließen möchte ich diesen ersten Teil mit einem Zitat des früheren sächsischen Innen-
ministers Kurt Biedenkopf „In der Gesellschaft hat sich eine fatale Arbeitsteilung entwickelt, 
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für die Reformen ist die Rhetorik zuständig, für die Wirklichkeit sind es die beharrenden Kräf-
te. Wir haben begonnen uns nicht für die Rhetorik zuständig zu fühlen, zu den beharrenden 
Kräften gehören wir auch nicht. Wir packen die Dinge an, weil wir wissen, dass es alternativ-
los ist. In einer der wunderbaren Komödien Molieres wird er zitiert mit der Äußerung „Wir 
sind nicht nur für das verantwortlich, was wir tun, sondern auch für das, was wir nicht tun“. 

Ich schließe damit meinen ersten Teil ab und möchte Ihnen im zweiten Teil die zwölf Fragen 
beantworten, die, Herr Liedmann, Ihre Fraktion an uns herangetragen hat.



Anfrage zur Sitzung des Regionalrats am 14. Dezember 2006:

Auswirkungen der Verwaltungsstrukturreform

Nach dem „Gesetz-Entwurf zur Straffung der Behördenstruktur in NRW“ vom 19.09.2006
(Drucksache 14/2574) sollen zum 1. Januar 2007 insgesamt 37 Sonderbehörden in die 
Bezirksregierungen eingegliedert werden. Von dieser ersten Stufe der Strukturreform sind
mehr als 4.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter betroffen.

„Die Sozialverträglichkeit steht bei der Eingliederung der Behörden im Vordergrund: Es wird
keine betriebsbedingten Kündigungen geben“, hat der Innenminister Ingo Wolf zugesagt.

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Bezirksregierung Arnsberg:

1. Ist es richtig, dass es sich bei dieser ersten Stufe nur um eine reine „Türschildreform“
handelt, weil

ÿ sich an den gesetzlichen Aufgaben, die von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in
der Agrarordnungs-, Arbeitschutz-, Berg- und Umweltverwaltung wahrgenommen
werden, nichts ändert,

ÿ die Bediensteten an ihren bisherigen Behördenstandorten verbleiben und
ÿ die Bediensteten an ihren bisherigen Behördenstandorten nur den alten bzw. neuen

Dezernaten der Bezirkregierung organisatorisch zugewiesen werden?

2. Ist es richtig, dass die Zuweisung zu den Bezirksregierungen zum 01.01.2007 nur für ein
Jahr erfolgt und die Bezirksregierungen nach der Durchführung der Aufgabenkritik zum
01.01.2008 erneut umorganisiert werden sollen, um sie dann bis Mitte 2012 aufzulösen?

3. Ist es richtig, das auch in NRW freigestellte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, deren
Aufgaben im Rahmen des Verwaltungsstrukturkonzeptes entfallen sind, an eine
„Personalagentur“ versetzt werden sollen, von der sie dann an ihre Ausgangsbehörde
zurück abgeordnet werden, ohne dass sie dort noch Aufgaben haben?

Bündnis 90/DIE GRÜNEN
Fraktion im Regionalrat des
Regierungsbezirks Arnsberg

Peter Borgmann

Pol. Geschäftsführer

Tel. 0234-912 95 74

Fax 0234-916 03 06

Mobil: 0172-589 20 01

gruene-regionalrat@borgmanns.de

Diekampstraße 37, 44787 Bochum

Bankverbindung: Sparkasse Bochum

Kto.Nr. 146 45 85 • BLZ 430 500 01

Bochum, den 16.11.2006
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4. Wohin soll das Personal der Versorgungsverwaltung zurück abgeordnet werden, wenn die
Versorgungsämter wegen der Kommunalisierung der Aufgaben aufgelöst worden sind?

5. Nach den Aussagen von Herrn Innenminister Dr. Ingo Wolf auf der Homepage seines
Ministerium vom 15.08.2006 sollte dem Kabinett soll bis zum 1. Oktober 2006 ein Konzept
zur neuen Aufgabenverteilung vorgelegt werden.

ÿ Ist es richtig, dass eine entsprechende Kabinettsvorlage bis heute nicht beraten
wurde?

6. Ist es richtig, dass es bei der Anhörung am 08.11.2006 im Landtag keine Expertin und
keinen Experten gab, die/der das jetzt gewählte Reformvorgehen für sinnvoll erachtet hat?

7. Ist es richtig, das entgegen der Aussagen im Gesetzentwurf, die Landesanstalt für Natur,
Umwelt und Verbraucherschutz (LANUV) nun doch keine Einrichtung nach § 14 LOG wird,
sondern als neue Landesoberbehörde errichtet wird, obwohl in der Koalitionsvereinbarung
die Abschaffung von Sonderbehörden vereinbart worden ist?

8. Ist es richtig, dass die Angehörigen der Veterinärdezernate der Bezirksregierungen zum
01.01.2007 kraft Gesetzes der LANUV angehören, ihre Aufgaben aber weiterhin in den
Räumlichkeiten der Bezirksregierungen wahrnehmen sollen?

9. Wie soll ein einheitlicher Verwaltungsvollzug in der Umweltverwaltung sichergestellt
werden, wenn

ÿ die Aufgaben kommunalisiert worden sind,
ÿ wegen des kommunalen Aufgabentyps keine Fachaufsicht mehr wahrgenommen

werden und
ÿ keine Erkenntnisse bei den Bezirksregierungen über den Aufgabenvollzug mehr

vorliegen, weil das Widerspruchsverfahren auch noch entfallen soll?

10. Gibt es Schätzungen dazu,
ÿ welche Kosten bei der jetzigen Umsetzung der Verwaltungsprozess entstehen,
ÿ welche Kosteneinsparungen insgesamt erwartet werden?

11. Wie hoch werden die Haushaltsmittel eingeschätzt, die die Gemeinden wegen der
Konnexitätsregelungen in der Verfassung erhalten sollen, wenn sie neue Aufgaben aus 
der Umwelt- und Versorgungsverwaltung übernehmen?

12. Wieviel Personal soll bei den Bezirksregierungen bis Mitte 2012 sozialverträglich abgebaut
werden?

Wir bitten um mündliche und schriftliche Beantwortung in der Sitzung des Regionalrates am
14. Dezember.

Mit freundlichen Grüßen,

Werner Liedmann
Mitglied im Regionalrat Arnsberg gez. Peter Borgmann
Fraktionsvorsitzender Fraktionsgeschäftsführer
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Antwort zur Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 16.11.2006 zur Verwal-

tungsstrukturreform

Vorbemerkung:

Das Gesetz zur Straffung der Behördenstruktur in Nordrhein-Westfalen ist am 06./07. Dezem-

ber 2006 im Landtag NRW abschließend beraten und verabschiedet worden. Zum 01.01.2007 

werden somit die 8 Ämter für Agrarordnung, die 5 Bergämter, die 10 Staatl. Ämter für Arbeits-

schutz, die 10 Staatl. Umweltämter und das Staatliche Amt für Umwelt- und Arbeitsschutz OWL 

aufgelöst und ihre Aufgaben auf die Bezirksregierungen übertragen. 

Außerdem werden die Aufgaben 

Ø des Landesamtes für Ernährungswirtschaft und Jagd (LEJ), 

Ø der Landesanstalt für Ökologie, Bodenordnung und Forsten (LÖBF) und 

Ø des Landesumweltamts (LUA) 

in einem neuen Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz (LANUV) zusammenge-

fasst. Zudem wird ein Teil der Aufgaben auf die Bezirksregierungen, insbesondere die Bezirks-

regierung Düsseldorf übertragen, im Gegenzug werden die Aufgaben der Veterinärangelegen-

heiten und Lebensmittelüberwachung der Bezirksregierungen bei der LANUV zusammengeführt 

und zentralisiert. 

Schließlich wird das Landesinstitut für Schule/Qualitätsagentur in Soest aufgelöst und seine 

Aufgaben auf das Ministerium für Schule und Weiterbildung und die Bezirksregierungen Düs-

seldorf und Arnsberg verteilt.

Damit wird der erste Schritt im Reformprozess getätigt. Der zweite Schritt ist die bereits ange-

laufene Aufgabenüberprüfung aller Aufgaben der bisherigen Ämter und der Bezirksregierungen.

Am Ende dieser Aufgabenkritik wird entschieden, welche Aufgaben wegfallen, welche Aufgaben 

privatisiert oder kommunalisiert und welche Aufgaben weiterhin von den Bezirksregierungen

wahrgenommen werden.

Und schließlich ist als dritter Schritt die Schaffung von drei Regionalverbänden geplant, die den 

reduzierten Aufgabenbestand der Bezirksregierungen, der beiden Landschaftsverbände und

des Regionalverbandes Ruhr ab 2012 übernehmen sollen.

Frage 1:

Ist es richtig, dass es sich bei dieser ersten Stufe nur um eine reine „Türschildreform“ handelt, weil
• sich an den gesetzlichen Aufgaben, die von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Argra-

rordnungs -, Arbeitsschutz-, Berg- und Umweltverwaltung wahrgenommen werden, nichts ändert,
• die Bediensteten an ihren bisherigen Behördenstandorten verbleiben und
• die Bediensteten an ihren bisherigen Behördenstandorten nur den alten bzw. neuen Dezernaten

der Bezirksregierung organisatorisch zugewiesen werden?
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Frage 2:

Ist es richtig, dass die Zuweisung zu den Bezirksregierungen zum 01.01.2007 nur für ein Jahr erfolgt
und die Bezirksregierungen nach der Durchführung der Aufgabenkritik zum 01.01.2008 erneut umor-
ganisiert werden sollen, um sie dann bis Mitte 2012 aufzulösen?

Antwort zu 1 und 2:

 Von einer Türschildreform kann keine Rede sein. Die jeweiligen Ämter verlieren ihre Quer-
schnittsbereiche, die hälftig den bestehenden Zentraleinheiten der Bezirksregierungen zuge-
wiesen und zur anderen Hälfte als Effizienzrendite kw-gestellt (236 Stellen) werden.
Im Bereich der Genehmigungsverfahren in der Umweltverwaltung wird eine klare Zuordnung

der Beschäftigten zu den jeweiligen Dezernaten in den Bezirksregierungen vorgenommen. 

Weitergehende Organisationsentscheidungen hängen vom Ausgang der Aufgabenkritik ab und 

werden Ende des Jahres 2007 getroffen werden. Vor diesem Hintergrund erscheint es sinnvoll, 

dass im Interesse einer sozialverträglichen Lösung die Beschäftigten zunächst ihren gewohnten 

Arbeitsplatz behalten und nicht mehrfach durch Umstrukturierungsmaßnahmen betroffen wer-

den.

Frage 3:

Ist es richtig, dass auch in NRW freigestellte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, deren Aufgaben im 
Rahmen des Verwaltungsstrukturkonzeptes entfallen sind, an eine „Personalagentur“ versetzt werden 
sollen, von der sie dann an ihre Ausgangsbehörde zurück abgeordnet werden, ohne dass sie dort 
noch Aufgaben haben?

Frage 4:

Wohin soll das Personal der Versorgungsverwaltung zurück abgeordnet werden, wenn die Versor-
gungsämter wegen der Kommunalisierung der Aufgaben aufgelöst worden sind?

Antwort zu 3 und 4:

Der Entscheidungsprozess der Landesregierung ist noch nicht abgeschlossen. 

Frage 5:

Nach den Aussagen von Herrn Innenminister Dr. Ingo Wolf auf der Homepage seines Ministeriums 
vom 15.08.2006 sollte dem Kabinett bis zum 1. Oktober 2006 ein Konzept zur neuen Aufgabenvertei-
lung vorgelegt werden. Ist es richtig, dass eine entsprechende Kabinettsvorlage bis heute nicht bera-
ten wurde?

Antwort:

Der Innenminister hat im November dem Kabinett ein Konzept zum weiteren Vorgehen vor-

gelegt. Der vorgeschlagene Fahrplan zur Durchführung der Aufgabenkritik (30.06.2007) und 

für die endgültigen Organisationsentscheidungen (31.12.2007) ist vom Kabinett verab-

schiedet worden.

Frage 6

Ist es richtig, dass es bei der Anhörung am 08.11.2006 im Landtag keine Expertin und keinen Exper-
ten gab, die/der das jetzt gewählte Reformvorgehen für sinnvoll erachtet hat?
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Antwort:

Die hier in Frage stehenden Reformschritte 1 und 2 (Straffung der Behördenstruktur und 

Aufgabenkritik) sind von den Experten in der Landtagsanhörung mehrheitlich im Grundsatz 

begrüßt worden.

Frage 7:

Ist es richtig, dass entgegen der Aussagen im Gesetzentwurf, die Landesanstalt für Natur, Umwelt 
und Verbraucherschutz (LANUV) nun doch keine Einrichtung nach
§ 14 LOG wird, sondern als neue Landesoberbehörde errichtet wird, obwohl in der Koalitionsverein-
barung die Abschaffung von Sonderbehörden vereinbart worden ist?

Antwort:

Wie in der Vorbemerkung beschrieben werden zwei Landesoberbehörden (LUA und LEJ) 

und eine Einrichtung (LÖBF) zu einer Landesoberbehörde (LANUV) zusammengefasst.

Frage 8:

Ist es richtig, dass die Angehörigen der Veterinärdezernate der Bezirksregierungen zum 01.01.2007 
kraft Gesetzes der LANUV angehören, ihre Aufgaben aber weiterhin in den Räumlichkeiten der Be-
zirksregierungen wahrnehmen sollen?

Antwort:

Dies kann so nicht bestätigt werden, da die Bezirksregierungen im Auftrag des MUNLV und 

des IM aktuell ein Interessenbekundungsverfahren durchführen, um das notwendige Ver-

waltungspersonal am Standort der LANUV zusammenführen zu können.

Frage 9:

Wie soll ein einheitlicher Verwaltungsvollzug in der Umweltverwaltung sichergestellt werden, wenn
• die Aufgaben kommunalisiert worden sind,
• wegen des kommunalen Aufgabentyps keine Fachaufsicht mehr wahrgenommen werden und 
• keine Erkenntnisse bei den Bezirksregierungen über den Aufgabenvollzug mehr vorliegen, weil 

das Widerspruchsverfahren auch noch entfallen soll?

Antwort:

Entscheidungen werden nach der jeweils geltenden Gesetzes- und Rechtslage getroffen. 

Dies gilt für Kommunen wie für die Landesbehörden beim Verwaltungsvollzug gleicherma-

ßen.

Die heute bestehende Dreistufigkeit (Z.B. im Wasserrecht: untere Wasserbehörde – obere 

Wasserbehörde – oberste Wasserbehörde) wird auch zukünftig Bestand haben. Inwieweit 

sich die Aufsicht inhaltlich verändern wird, kann vor dem Hintergrund des laufenden Verwal-

tungsstrukturprozesses noch nicht beantwortet werden.

Frage 10:

Gibt es Schätzungen dazu welche,
• Kosten bei der jetzigen Umsetzung der Verwaltungsprozess entstehen,
• Kosteneinsparungen insgesamt erwartet werden?
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Antwort:

Auf Schätzungen ist der Modernisierungsprozess nicht aufgebaut. Wie bereits oben ange-

führt werden allein in den Querschnittsbereichen 236 Planstellen und Stellen abgebaut. 

Auch durch den Abbau von organisatorischen Schnittstellen zwischen diversen Ämtern und 

den Bezirksregierungen werden synergetische Effekte erzielt.

Frage 11:

Wie hoch werden die Haushaltsmittel eingeschätzt, die die Gemeinden wegen der Konnexitätsrege-
lungen in der Verfassung erhalten sollen, wenn sie neue Aufgaben aus der Umwelt- und Versor-
gungsverwaltung übernehmen?

Frage 12:

Wie viel Personal soll bei den Bezirksregierungen bis Mitte 2012 sozialverträglich abgebaut werden?

Antwort:

Diese Fragen lassen sich zur Zeit nicht beantworten, da sie vom Prozess der Aufgabenkritik

abhängen, in dem im übrigen die kommunalen Spitzenverbände intensiv mit eingebunden 

sind.
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Niederschrift

über die

Sitzung des Regionalrates

am 14. Dezember 2006

in Arnsberg-Neheim

fortgesetzt

am 10.Januar 2007 

in Arnsberg

Beginn am 14.12.2006: 09.30 Uhr
Ende am 14.12.2006: 12.30 Uhr
Anwesende: siehe Anwesenheitsliste (Anlage I)

Beginn am 10.01.2007: 15.30 Uhr
Ende am 10.01.2007: 16.00 Uhr
Anwesende: siehe Anwesenheitsliste (Anlage II)



Tagesordnung für die Sitzung des Regionalrates am 14.12.2006

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung und Beschlussfä-
higkeit des Regionalrates

2. Feststellung der Tagesordnung

3. Benennung eines Ratsmitgliedes zur Mitunterzeichnung der Niederschrift

4. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Regionalrates am 28.09.2006

5. Schwerpunktthema: Verwaltungsstrukturreform

– Vortrag von Herrn Parlamentarischen Staatssekretär Palmen
Vorlage 41/05/06

6. NRW Ziel 2-Programm / Umsetzung der ELER-Verordnung
–    Referat von Herrn Dr. Wilstacke (MUNLV) zur Förderung der ländlichen Entwicklung in 

den Jahren 2007 - 2013 auf Basis der ELER-Verordnung
Vorlage 42/05/06

7. Fußball-WM 2006
–    Information über strukturwirtschaftliche Aspekte
Vorlage 43/05/06

8. Förderprogramm für den ÖPNV
– Beschluss über den regionalen Vorschlag zum Förderprogramm 2007
Vorlage 44/0506

9. Bauprogramm für Maßnahmen des Landesstraßenausbauplanes
–    Information über den regionalen Vorschlag zum Bauprogramm 2007
Vorlage 45/05/06

10. Um- und Ausbau von Landesstraßen bis 3 Mio. € Gesamtkosten einschließlich des Neu-
baus von Radwegen an bestehenden Landesstraßen
–    Beschluss über die Priorisierung von Maßnahmen
Vorlage 46/05/06

11. Krankenhausinvestitionsprogramm 2007
–    Information über den Sachstand
Vorlage 47/05/06

12. Fortschreibung des Regionalplanes, Teilabschnitt Oberbereich Dortmund - östlicher Teil -
(Kreis Soest und Hochsauerlandkreis)
–    Information
Vorlage 48/05/06

13. Regionalplan Nordhessen
– Information über die Stellungnahme der Bezirksregierung
Vorlage 49/05/06

14. Änderung der Geschäftsordnung
–    Beschluss über die Verlängerung der Ladungsfrist gem. § 9 Abs. 3 GeschO RegRat 

und die Verlängerung der Antragsfrist gem. § 11 Abs. 2 GeschO RegRat
Vorlage 50/05/06

15. Mitteilungen



16. Anfragen

  
zu TOP 1: Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung des Regionalrates und stellt fest, dass hier-

zu ordnungsgemäß eingeladen wurde.

Er begrüßt Herrn Bürgermeister Vogel als Gastgeber für die heutige Sitzung.

Darüber hinaus heißt er Herrn Regierungspräsidenten Diegel und die anwe-
senden Vertreterinnen und Vertreter der Verwaltung willkommen.

Als Referenten begrüßt der Vorsitzende Herrn Parlamentarischen Staatssekre-
tär Palmen vom Innenministerium und Herrn Dr. Wilstacke vom Ministerium für 
Umwelt Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz.

Anschließend richtet Herr Bürgermeister Vogel ein Grußwort an die Mitglieder 
des Regionalrates.

zu TOP 2: Der Vorsitzende stellt die Tagesordnung fest.

zu TOP 3: Zur Mitunterzeichnung der Niederschrift wird das Ratsmitglied Herr Dieter
Fleskes benannt.

zu TOP 4: Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss:
„Der Regionalrat genehmigt die vorgelegte Niederschrift über die Sitzung des 
Regionalrates am 28.09.2006."

zu TOP 5: Die Rede von Herrn Parlamentarischen Staatssekretär Palmen ist als Anlage
III beigefügt.
Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt eine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen vor. Die Anfrage wird mündlich und schriftlich in der Sitzung beantwortet
(s. Anlage III).

Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss:  
„Der Regionalrat nimmt die Information zur Kenntnis.“

zu TOP 6: Die Folien zum Vortrag von Herrn Dr. Wilstacke sind als Anlage IV beigefügt.

Herr Henneke stellt einen Antrag auf Feststellung der Beschlussfähigkeit. Der Vorsitzende stellt 
fest, dass 18 stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind und der Regionalrat somit nicht be-
schlussfähig ist. Er unterbricht die Sitzung um 12.30 Uhr. 

Die Sitzung wird am 10.01.2007 um 15.30 Uhr fortgesetzt. 

Der Vorsitzende eröffnet die Fortsetzung der Sitzung des Regionalrates und stellt fest, dass 
hierzu ordnungsgemäß eingeladen wurde.

Die Tagesordnung wird unter TOP 6 fortgesetzt. 

zu TOP 6: Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss:  
„Der Regionalrat nimmt die Information zur Kenntnis.“

zu TOP 7: Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss:  



„Der Regionalrat nimmt die Information zur Kenntnis.“

zu TOP 8: Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss:  
„Der Regionalrat beschließt den Programmvorschlag der Bezirksregierung Arns-
berg zur ÖPNV – Infrastrukturförderung bis 2010 (Anlage 2).“

  
zu TOP 9: Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss:  

– Der Regionalrat nimmt den regionalen Vorschlag zum Bauprogramm 2007 für 
Maßnahmen des Landesstraßenausbauplanes für den Regierungsbezirk
Arnsberg zur Kenntnis.

– Der Regionalrat bittet das MBV dafür Sorge zu tragen, dass für die BÜ-
Beseitigung im Zuge der L 539 in Finnentrop die Vereinbarungen mit der DB 
AG in 2007 zum Abschluss gebracht werden, um den Baubeginn dieser für 
den südwestfälischen Raum bedeutsamen Maßnahme in 2008 vorrangig zu 
ermöglichen.

zu TOP 10: Der Regionalrat fasst mit der Maßgabe, dass die Maßnahmen 16 und 23 in der 
Anlage 2 gegeneinander ausgetauscht werden, einstimmig folgenden Be-
schluss:
1. Der Regionalrat nimmt die Information zur Kenntnis.

2. Der Regionalrat beschließt die Prioritätenlisten 2007 für die Programme „Um-
und Ausbau von Landesstraßen bis 3,0 Mio. € Gesamtkosten (Anlage 2) und 
„Radwegeneubau an bestehenden Landesstraßen“ (Anlage 4).

zu TOP 11: Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss:

„Der Regionalrat nimmt den Sachstandsbericht zum Krankenhausinvestitionspro-
gramm 2007 zur Kenntnis.“

zu TOP 12: Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss:
1. Der Regionalrat nimmt die Information zur Kenntnis.

2. Der  Regionalplan, Teilabschnitt  Oberbereich Dortmund - östlicher Teil -
(Kreis Soest und Hochsauerlandkreis), soll fortgeschrieben werden.

3. Der Regionalrat beauftragt die Bezirksregierung, mit den Vorarbeiten zur 
Fortschreibung dieses Regionalplan-Teilabschnittes unverzüglich zu be-
ginnen. Nach Auswertung der Erhebungen ist dem Regionalrat über den 
Handlungsbedarf und die neuen inhaltlichen Schwerpunkte des Vorent-
wurfs zu berichten.

zu TOP 13: Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss:
„Der Regionalrat nimmt die Stellungnahme der Bezirksregierung zustimmend zur 
Kenntnis.“

zu TOP 14: Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss:
Der Regionalrat beschließt die Verlängerung der Ladungsfrist gemäß § 9 Abs. 3 
Satz 1 GeschO RegRat von 3 Wochen auf 4 Wochen.
§ 9 Abs. 3 Satz 1 GeschO RegRat erhält nachstehenden Wortlaut:
„ Die Ladungsfrist beträgt 4 Wochen.“ 

Der Regionalrat beschließt die Verlängerung der Frist gemäß § 11 Abs. 2 Satz 2 
GeschO RegRat für das Einbringen von Anträgen zu Tagesordnungspunkten von 
mindestens 3 Arbeitstagen auf mindestens 1 Woche.



§ 11 Abs. 2 Satz 2 GeschO RegRat wird wie folgt gefasst:
„Sie sollen eine Begründung enthalten und mindestens eine Woche vor der Sit-
zung dem Vorsitzenden des Regionalrates schriftlich vorliegen.“

zu TOP 15: Es wurden diverse Mitteilungen zugesandt bzw. verteilt.

zu TOP 16: Herr Brunsmeier bittet die Verwaltung um Zusendung der Folien zum Vortrag 
von Herrn Hachen in der Strukturkommission zum Thema PFT.

Der Vorsitzende beendet die Sitzung um 16.00 Uhr.

......................................                                             .............................................
Droege, Vorsitzender     Fleskes, Ratsmitglied

.................................................
                 Wenner, Schriftführerin



Anlage III

Rede des Herrn Parlamentarischen Staatsekretärs Manfred Palmen in der Regional-
ratssitzung am 14. Dezember 2006 zum Stand der Verwaltungsstrukturreform

(Tonträgerabschrift – es gilt das gesprochene Wort)

Schönen guten Morgen meine sehr geehrten Damen und Herren,
sehr geehrter Herr Vorsitzender, lieber Herr Droege,
sehr geehrter Herr Regierungspräsident, lieber Helmut,
sehr geehrter Herr Bürgermeister Vogel,

ich freue mich, Ihnen heute den Stand der Verwaltungsstrukturreform Nordrhein-Westfalen
vortragen zu dürfen, wobei ich dies aus den Gründen des Schreibens des Vorsitzenden der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in zwei Abschnitte aufteile.
Ich werde Ihnen zunächst den Stand der Verwaltungsstruktur vortragen und dann die zwölf 
Fragen beantworten, die die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen gestellt hat.

Wir haben, meine sehr geehrten Damen und Herren, am 16. Juni des vergangenen Jahres 
im Koalitionsvertrag, den die beiden Regierungsparteien und dann auch im Landtag die bei-
den Regierungsfraktionen beschlossen haben, die Verwaltungsstrukturreform zu den drei 
programmatischen Schwerpunkten des Koalitionsvertrages gemacht. Die Schwerpunkte lie-
gen ansonsten im Bereich der Neustrukturierung der Bildung, des Verbesserns der Situation 
der Schülerinnen, Schüler, Lehrer in unserem Lande und des Versuchs, das, was das Pisa-
Gutachten 2002 festgestellt hat, nämlich, dass wir im Bildungssystem signifikant unter dem 
OECD-Durchschnitt liegen, zu bereinigen.

Der zweite Punkt ist die Haushaltskonsolidierung. 
Der dritte Punkt ist die Verkleinerung des völlig überzüchteten Verwaltungsapparates im 
Land NRW.

Die Haushaltsprobleme, wir werden am Ende des Jahres 116,3 Milliarden Euro Schulden 
haben, 6.240 Euro etwa pro Einwohner des Landes, gehen auf eine völlig überzogene Sub-
ventionspolitik der Vorgängerregierungen zurück und auch darauf, dass Umverteilungswohl-
taten in den vergangenen 30 Jahren mit einer explodierenden Verschuldung bezahlt worden 
sind. Zum anderen liegt der Grund für die dramatische Finanzsituation in dem viel zu großen
Behördenapparat. Wir beschäftigen 413.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 687 Behör-
den und mehr als 200 Einrichtungen, also fast 1.000 Behörden im weitesten Sinne, ohne 
dass ich die Schulen dazu genommen habe. Einige wenige Zahlen und Fakten, die unseren
Handlungsdruck zum Ausdruck bringen.

Für den Zinsdienst zur Bedienung unserer am Jahresende 116,3 Milliarden Euro Schulden
gibt das Land aktuell fast 5 Milliarden Euro jährlich aus. Das sind 13 Millionen Euro Zinsen
jeden Tag ohne einen Cent Tilgung. Wir sind, wie das die Presse schon sehr häufig zitiert 
hat, in einer unbarmherzigen Schuldenspirale gefangen. Unsere Handlungsspielräume wer-
den immer kleiner. Von jedem neuen Euro Schulden, den wir aufnehmen müssen, um den 
Haushalt überhaupt allmählich in die Verfassungsmäßigkeit und dann in eine Ausgeglichen-
heit zu bringen, müssen wir 4/5tel also 80 Cent für Zins- und Zinseszins aufwenden. Zugleich 
wird die bürgerliche Mitte unseres Volkes auch persönlich in den Abwärtsstrudel dieser 
Schuldenmacherei hineingerissen. Man konnte im Focus am 11. September 2006 lesen, ich 
zitiere: „Schon Durchschnittsverdiener in der Steuerklasse I mit 3.000 Euro Monatsbrutto
kosten die Zinszahlungen von Bund und Ländern 280 Euro Monatsabzug.“
Der Behördenapparat unseres Landes beansprucht dafür einen Großteil der Einnahmen,
wobei nicht einmal die Besoldungshöhe der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter das Problem ist, 
sondern das Problem vielmehr die Behörden- und Beschäftigtenzahl ist. 1966, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, hatte das Land 219.000 Mitarbeiter bei 16 Millionen Einwoh-
nern, damals hat sich der Erdball auch gedreht. Heute haben wir 413.000 Beschäftigte bei 
18 Millionen Einwohnern, fast das Doppelte also in fast 1.000 Behörden und Einrichtungen. 
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Wir geben fast 22 Milliarden Euro für Personal aus, der Anteil der Personal- an den Gesamt-
ausgaben des Landes liegt bei weit über 44 Prozent, der Anteil an den Steuereinnahmen bei 
60 %. Ohne Personalreduzierungen, das haben wir einmal berechnet, werden die Personal-
kosten völlig aus dem Ruder laufen. 2030, also in jetzt 23 Jahren, würde der gesamte Lan-
deshaushalt für die Personalkosten der Aktiven, wie nicht mehr beschäftigten Versorgungs-
empfänger benötigt. Wir müssen deshalb die Behördenbeschäftigtenzahl mit Augenmaß un-
ter Vermeidung betriebsbedingter Kündigungen, aber nachhaltig verringern. Dazu gibt es 
keine Alternative. Jedenfalls habe ich noch Keinen getroffen, in den nunmehr 18 Monaten, in 
denen wir diese Dinge angefasst haben, der mir eine Alternative dazu hat sagen können, die 
tatsächlich belastbar, bezahlbar und mit einer gewissen Perspektive für die Zukunft auch 
geregelt werden könnte. 

Ich komme damit zu unserer Verwaltungsstrukturreform. Sie ist von dem Leitgedanken ge-
prägt, möglichst viele Behörden zusammen zu fassen und die daraus entstehenden Rationa-
lisierungsgewinne für sozialverträglichen Personalabbau zu nutzen. Das Landeskabinett hat 
seit dem 22. September des vergangenen Jahres dazu 45 Kabinettsbeschlüsse gefasst und 
dort die Auflösung von insgesamt 116 Behörden und Einrichtungen beschlossen. Ich kann 
Ihnen aus Zeitgründen nicht alle Einzelschritte aufzählen, möchte mich deshalb auf die
sechs wichtigsten Maßnahmen beschränken.

Entsprechend den Vereinbarungen im Koalitionsvertrag werden wir die zahlreichen staatli-
chen Sonderbehörden, das sind etwa 300, inkorporieren, kommunalisieren bzw. zusammen-
fassen. 37 Ämter im Bereich Umwelt-, Agrar-, Berg- und Arbeitsschutzverwaltung mit insge-
samt 4.100 Stellen werden wir zum 01. Januar 2007 in einem ersten Schritt in die 5 Bezirks-
regierungen integrieren bzw. in einer Oberbehörde zusammenfassen. Dies hat der Landtag 
in der vergangenen Woche, Mittwoch den 06. Dezember, beschlossen. Zugleich laufen die 
Arbeiten zu einer endgültigen Aufgabenübertragung. Ein Großteil der Vollzugsaufgaben wird 
zum 01. Januar 2008 in einer umfangreichen und schon seit Monaten laufenden Aufgaben-
kritik kommunalisiert bzw. privatisiert. Wir haben dieses zweistufige Verfahrensmanagement 
bewusst gewählt um sicherzustellen, dass die Reform nicht, wie alle Reformen seit 1976,
zerredet wird, und um insofern die willkürliche Aufgabenteilung zwischen der Bezirksregie-
rung und den Umweltbehörden zu beenden. 
Ich möchte an dieser Stelle großes Lob an die Beschäftigten unserer Bezirksregierungen 
aussprechen, lieber Helmut. Wir haben von dort sehr große Unterstützung erfahren und wir 
wissen, dort wird ordentliche Arbeit geleistet.

Wir werden zweitens die 11 staatlichen Versorgungsämter mit ca. 1.800 Stellen voraussicht-
lich zum 01. Juli 2007 auflösen. Die Aufgaben werden auf die kommunale Ebene verteilt. Die 
Versorgungsverwaltung ist 1946 zur Versorgung der Kriegsopfer errichtet und bis 1973/74 
kommunal geführt worden. Mittlerweile ist die durchschnittliche Kriegerwitwe 86 Jahre alt, 
das durchschnittliche Kriegsopfer 84 Jahre alt. Kein Mensch wird heute mehr auf den Ge-
danken kommen, eine eigenständige staatliche Verwaltung für die Schwerbehinderten und 
einige wenige andere Aufgaben zu gründen. Eine Verwaltung sollte nach unserer Auffassung 
den Verwaltungszweck nicht überdauern. Wir werden deshalb dem Beispiel Baden-
Württembergs folgen, wenn wir die Versorgungsverwaltungen kommunalisiert haben. 

Wir werden drittens bei zahlreichen anderen Verwaltungszweigen, Behörden und Einrichtun-
gen einsparen. So werden z. B. beim Landesbetrieb Straßen 8 der 17 Niederlassungen am 
01. Juli des nächsten Jahres geschlossen. Ob es bei den 84 Straßen- und Autobahnmeiste-
reien bleiben wird, wird zurzeit geprüft.
Beim Landesbetrieb Wald und Holz wird die Zahl der Forstämter von 35 auf 15 verringert.
Wir sollten dabei auch den Forderungen des Kartellamtes an einer Beseitigung der bisheri-
gen Quersubventionierung Rechnung tragen. Das Kartellamt hat die wettbewerbsfähige
Ausnutzung einer marktbeherrschenden Stellung des Landesbetriebes bei Volkswirtschafts-
dienstleistung gerügt, was in der Öffentlichkeit kaum bekannt ist. Im Übrigen hat das Kabinett 
beschlossen, den Landesbetrieb Wald und Holz nach Arnsberg zu verlegen und zwar des-
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halb, weil der Regierungsbezirk Arnsberg die waldreichste Gegend in Nordrhein-Westfalen
ist.
Wir werden die 8 Rechenzentren und die IT-Betriebscenter des Landes zu einer einheitli-
chen, schlagkräftigen, personell weit abgespeckten IT-Zentrale unter einem so genannten
CIO zusammenfassen. Das hätte übrigens schon 1985 geschehen müssen. Der Landtag hat 
ein Gesetz beschlossen und die Landesregierung 1985 beauftragt, das zu tun. Dies ist bis 
heute nicht erfolgt.

Wir werden viertens alle staatlichen Stellen und Aufgaben auf den Prüfstand der Privatisie-
rung stellen. Bei den 8 davon betroffenen Landesbetrieben und den etwa 13.000 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern wird schon seit 10 Jahren von einer Privatisierung gesprochen. Die 
Privatisierungspotentiale sind untersucht worden. Auch bei allen Landesbetrieben und Ein-
richtungen, die wie der Landesbetrieb Straßen in dieser Legislaturperiode nicht komplett in 
einem Akt privatisiert werden sollen, werden wir prüfen, was davon privatisiert werden kann.
Dies betrifft auch die Landesentwicklungsgesellschaft, die veräußert werden wird im nächs-
ten Jahr, wie den Bau- und Liegenschaftsbetrieb des Landes, der die 4.000 Liegenschaften 
des Landes verwaltet, dessen Aufgabe aber weitgehend nicht hoheitlich ist. In diesem Zu-
sammenhang erwähne ich es noch, ich habe persönlich keinerlei Verständnis dafür, dass der 
Staat seit Jahrzehnten offenkundige Probleme im Kernbereich hat - Stichwort Verwahrungs-
vollzug und Strafvollzug -, während wir andererseits mehrere Tausend Straßenwärter und 
Hausverwalter beschäftigen, mit Tätigkeiten ohne jedes Marktrisiko, die auch von der Wirt-
schaft erledigt werden könnten.

Wir werden fünftens das Widerspruchsverfahren weitgehend abschaffen. Widerspruchsver-
fahren verursachen einen hohen Verwaltungsaufwand, binden sehr viel Personal, wobei die 
Abhilfequoten äußerst gering sind. Wir werden es letztlich nur in wenigen Bereichen beibe-
halten, nämlich dort wo dies Bundes- oder EU-Gesetze vorschreiben, wobei wir uns noch
Bundesratsinitiativen vorbehalten, in bestimmten Schul- und Ausbildungsbereichen und bei
bestimmten Drittwidersprüchen.
Soweit das Widerspruchsverfahren auf diesen Gebieten erhalten bleibt, werden wir den De-
volutiveffekt abschaffen, d.h. die Stadt Arnsberg, die Baugenehmigungen erteilt, wird ab 01. 
Juli des nächsten Jahres auch über die Widersprüche gegen Baugenehmigungen selbst ent-
scheiden und nicht mehr der Hochsauerlandkreis. Ich weiß, dass viele Juristen am Wider-
spruchsverfahren hängen und dies kritisch sehen. Denen kann man nur sagen, mit der Ab-
schaffung des Widerspruchsverfahrens können sich die Qualität der Ausgangsbescheide 
und vor allen Dingen die Pflicht zur Anhörung verbessern. Das wäre modern und bürger-
freundlich, wenn das endlich mal umgesetzt würde. Das steht übrigens in den entsprechen-
den Gesetzen schon seit Jahrzehnten, da kümmern sich leider nur sehr Wenige drum.

Wir werden sechstens im Bereich des Demokratieabbaus eine zentrale Normprüfung im In-
nenministerium nach bayrischem Vorbild einführen. Wir wollen deutlich dünnere Gesetzes-
blätter und dann auch wirklich notwendige Vorschriften. Diese Normprüfstelle soll streng prü-
fen und die Normproduktion deutlich reduzieren. 
Wir werden auch etwas tun, was die 800.000 Firmen im Land Nordrhein-Westfalen seit lan-
gem fordern, wir werden die Kosten der Normsetzung für die Wirtschaft nach dem niederlän-
dischen Vorbild des Standardkostenmodells berechnen und ermitteln.

Ich könnte jetzt noch eine ganze Zeit mit der Aufzählung von Reformbaustellen im Bereich 
des Bürokratieabbaus fortfahren. Ich persönlich frage mich z. B. warum bei uns sogar die 
Außenfarbe der Taxen öffentlich-rechtlich zwangsangeordnet ist. Sie muss in NRW hell- el-
fenbeingelb sein, zwangsweise. Baden-Württemberg hat ab 01. Januar 2005 die Farbe frei 
gegeben. Da kräht kein Hahn danach. Wir haben aber unsere eigenen Leute bisher noch
nicht von den Vorzügen dieser Befreiung überzeugen können. Das wird also noch etwas 
dauern. Das klingt etwas humoristisch, das ist es aber nicht. Wir müssen Beschäftigte im
Land vorhalten, die die Einhaltung dieser Farbpflicht kontrollieren und Verstöße ahnden. 
Diese hellelfenbeingelbfarbenen Folien kosten 800 Euro. Das ist volkswirtschaftlich eine völ-
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lig sinnlose Regulierungsaufwendung und eigentlich ist das alles nicht mehr zum Lachen, 
wenn man sieht, wie weit inzwischen die Situation gekommen ist.

Der Bürgermeister der Stadt Arnsberg hat die Verantwortung für etwa 15.000 Aufgaben. Da-
bei muss er 5.000 Bundes- und Landesgesetze mit 200.000 Vorschriften beachten und hat 
dabei noch lange nicht alles gemacht. Wenn wir sehen, was aus Brüssel kommt, was aus 
Berlin kommt, hat allen Bekundungen zum Trotz bei weitem nicht das erreicht, was da ver-
sprochen worden ist, es wird ohne Unterlass produziert.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, abschließend noch ein Wort zur Reform der Mit-
telinstanz, das ist hier ja schon am Rande angesprochen worden. Dies wird sie besonders 
interessieren, wobei ich mir an dieser Stelle den Einschnitt erlaube, dass im Juli 1918 der 
damalige preußische Innenminister einen Beschluss des Reichskabinetts herbeigeführt hat, 
dass die Bezirksregierung Arnsberg am 01.01.1919 aufgelöst werden sollte. Durch das Ende 
des Krieges im November 1918 ist das unterblieben, wir reden also möglicherweise da über 
etwas, was es schon vor 90 Jahren gegeben hat. 

Im Koalitionsvertrag heißt es, dass die Reformen der Mittelinstanz bis 2012 möglichst ge-
meinsam durchgeführt werden sollen. Laut Koalitionsvereinbarung sollen wir Ende 2012 drei 
Regionalpräsidien haben, in denen die verbliebenen staatlichen Kernaufgaben gemeinsam 
mit den überörtlichen kommunalen Aufgaben wahrgenommen werden.
Hier in dem schönen Arnsberg hat die CDU 1950 eine Arnsberger Erklärung beschlossen, in 
der diese Dreigliederung der Verwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen beschlossen und 
als Parteiprogramm verkündet worden ist. Daran haben wir seit 56 Jahren festgehalten und 
den Kollegen der SPD erzähle ich gleich auch noch eine Anekdote.

Auch für diesen weiteren Reformschritt ist das Innenministerium federführend zuständig. Wir 
werden die Voraussetzungen für diese Reform schaffen, ob sie dann tatsächlich kommt,
bleibt natürlich der politischen Entscheidung des Landtags überlassen. Es wird keine einfa-
che Entscheidung sein, das ist uns allen bewusst. 
Aus meiner persönlichen Sicht können wir uns langfristig aber die Doppelzuständigkeit von 
staatlicher Mittelinstanz und bundesweit einmaligen höheren Kommunalbehörden mit den 
entsprechenden Verwaltungskörpern nicht mehr leisten. Wenn ich dann höre, wie schwierig 
die Zusammenführung sei, von wegen der Vermögens- und Aufsichtsprobleme, dann sage 
ich immer wieder, Schwierigkeiten sind dazu da, dass man sie löst. 

Im dem Reichsdeputationshauptschluss von 1803 ist halb Süddeutschland neu verteilt wor-
den, auch das ist gegangen. Wir sind noch nicht komplett bewegungsunfähig, auch wenn 
manche das gerne hätten. Ich sage, das Ganze ist keine Frage des Könnens, man muss das
nur wollen. Und dies wird früher oder später, deswegen ist es auch ohne Alternative, deshalb 
kommen, weil es von der Haushaltslage erzwungen werden wird. Im Übrigen hat die SPD im 
Düsseldorfer Signal vom Sommer 2003 die Verringerung der Bezirksregierungen auf drei 
beschlossen, was die frühere Landesregierung von Ministerpräsident Clement mit den Land-
schaftsverbänden vorhatte, ist ja auch allgemein bekannt.

Wir führen im Übrigen, das sag ich mal zur Ehrenrettung hier der Kollegen der SPD, die sich 
seit vielen Jahren bemüht haben, die Dinge ein Stück zusammen zu führen, ein Stück voran 
zu treiben, im eigentlichen Sinne das zweite Modernisierungsgesetz, das Ministerpräsident 
Clement 1999 in den Landtag eingebracht hat, zu Ende. Wir haben das letztlich, was seit 
1976 begonnen worden ist, in einer so genannten Überprüfung aller Dinge, mit den entspre-
chenden Einrichtungen in der Staatskanzlei, zu 86 Gutachten geführt hat, letztendlich mal 
dahin gebracht, wo es auch hingebracht werden muss. Ich erinnere daran, wir haben diese 
Beschlüsse gefasst und der Landtag hat diese letzte Woche beschlossen.

Abschließen möchte ich diesen ersten Teil mit einem Zitat des früheren sächsischen Innen-
ministers Kurt Biedenkopf „In der Gesellschaft hat sich eine fatale Arbeitsteilung entwickelt, 
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für die Reformen ist die Rhetorik zuständig, für die Wirklichkeit sind es die beharrenden Kräf-
te. Wir haben begonnen uns nicht für die Rhetorik zuständig zu fühlen, zu den beharrenden 
Kräften gehören wir auch nicht. Wir packen die Dinge an, weil wir wissen, dass es alternativ-
los ist. In einer der wunderbaren Komödien Molieres wird er zitiert mit der Äußerung „Wir 
sind nicht nur für das verantwortlich, was wir tun, sondern auch für das, was wir nicht tun“. 

Ich schließe damit meinen ersten Teil ab und möchte Ihnen im zweiten Teil die zwölf Fragen 
beantworten, die, Herr Liedmann, Ihre Fraktion an uns herangetragen hat.



Anfrage zur Sitzung des Regionalrats am 14. Dezember 2006:

Auswirkungen der Verwaltungsstrukturreform

Nach dem „Gesetz-Entwurf zur Straffung der Behördenstruktur in NRW“ vom 19.09.2006
(Drucksache 14/2574) sollen zum 1. Januar 2007 insgesamt 37 Sonderbehörden in die 
Bezirksregierungen eingegliedert werden. Von dieser ersten Stufe der Strukturreform sind
mehr als 4.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter betroffen.

„Die Sozialverträglichkeit steht bei der Eingliederung der Behörden im Vordergrund: Es wird
keine betriebsbedingten Kündigungen geben“, hat der Innenminister Ingo Wolf zugesagt.

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Bezirksregierung Arnsberg:

1. Ist es richtig, dass es sich bei dieser ersten Stufe nur um eine reine „Türschildreform“
handelt, weil

ÿ sich an den gesetzlichen Aufgaben, die von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in
der Agrarordnungs-, Arbeitschutz-, Berg- und Umweltverwaltung wahrgenommen
werden, nichts ändert,

ÿ die Bediensteten an ihren bisherigen Behördenstandorten verbleiben und
ÿ die Bediensteten an ihren bisherigen Behördenstandorten nur den alten bzw. neuen

Dezernaten der Bezirkregierung organisatorisch zugewiesen werden?

2. Ist es richtig, dass die Zuweisung zu den Bezirksregierungen zum 01.01.2007 nur für ein
Jahr erfolgt und die Bezirksregierungen nach der Durchführung der Aufgabenkritik zum
01.01.2008 erneut umorganisiert werden sollen, um sie dann bis Mitte 2012 aufzulösen?

3. Ist es richtig, das auch in NRW freigestellte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, deren
Aufgaben im Rahmen des Verwaltungsstrukturkonzeptes entfallen sind, an eine
„Personalagentur“ versetzt werden sollen, von der sie dann an ihre Ausgangsbehörde
zurück abgeordnet werden, ohne dass sie dort noch Aufgaben haben?

Bündnis 90/DIE GRÜNEN
Fraktion im Regionalrat des
Regierungsbezirks Arnsberg

Peter Borgmann

Pol. Geschäftsführer

Tel. 0234-912 95 74

Fax 0234-916 03 06

Mobil: 0172-589 20 01

gruene-regionalrat@borgmanns.de

Diekampstraße 37, 44787 Bochum

Bankverbindung: Sparkasse Bochum

Kto.Nr. 146 45 85 • BLZ 430 500 01

Bochum, den 16.11.2006
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4. Wohin soll das Personal der Versorgungsverwaltung zurück abgeordnet werden, wenn die
Versorgungsämter wegen der Kommunalisierung der Aufgaben aufgelöst worden sind?

5. Nach den Aussagen von Herrn Innenminister Dr. Ingo Wolf auf der Homepage seines
Ministerium vom 15.08.2006 sollte dem Kabinett soll bis zum 1. Oktober 2006 ein Konzept
zur neuen Aufgabenverteilung vorgelegt werden.

ÿ Ist es richtig, dass eine entsprechende Kabinettsvorlage bis heute nicht beraten
wurde?

6. Ist es richtig, dass es bei der Anhörung am 08.11.2006 im Landtag keine Expertin und
keinen Experten gab, die/der das jetzt gewählte Reformvorgehen für sinnvoll erachtet hat?

7. Ist es richtig, das entgegen der Aussagen im Gesetzentwurf, die Landesanstalt für Natur,
Umwelt und Verbraucherschutz (LANUV) nun doch keine Einrichtung nach § 14 LOG wird,
sondern als neue Landesoberbehörde errichtet wird, obwohl in der Koalitionsvereinbarung
die Abschaffung von Sonderbehörden vereinbart worden ist?

8. Ist es richtig, dass die Angehörigen der Veterinärdezernate der Bezirksregierungen zum
01.01.2007 kraft Gesetzes der LANUV angehören, ihre Aufgaben aber weiterhin in den
Räumlichkeiten der Bezirksregierungen wahrnehmen sollen?

9. Wie soll ein einheitlicher Verwaltungsvollzug in der Umweltverwaltung sichergestellt
werden, wenn

ÿ die Aufgaben kommunalisiert worden sind,
ÿ wegen des kommunalen Aufgabentyps keine Fachaufsicht mehr wahrgenommen

werden und
ÿ keine Erkenntnisse bei den Bezirksregierungen über den Aufgabenvollzug mehr

vorliegen, weil das Widerspruchsverfahren auch noch entfallen soll?

10. Gibt es Schätzungen dazu,
ÿ welche Kosten bei der jetzigen Umsetzung der Verwaltungsprozess entstehen,
ÿ welche Kosteneinsparungen insgesamt erwartet werden?

11. Wie hoch werden die Haushaltsmittel eingeschätzt, die die Gemeinden wegen der
Konnexitätsregelungen in der Verfassung erhalten sollen, wenn sie neue Aufgaben aus 
der Umwelt- und Versorgungsverwaltung übernehmen?

12. Wieviel Personal soll bei den Bezirksregierungen bis Mitte 2012 sozialverträglich abgebaut
werden?

Wir bitten um mündliche und schriftliche Beantwortung in der Sitzung des Regionalrates am
14. Dezember.

Mit freundlichen Grüßen,

Werner Liedmann
Mitglied im Regionalrat Arnsberg gez. Peter Borgmann
Fraktionsvorsitzender Fraktionsgeschäftsführer
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Antwort zur Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 16.11.2006 zur Verwal-

tungsstrukturreform

Vorbemerkung:

Das Gesetz zur Straffung der Behördenstruktur in Nordrhein-Westfalen ist am 06./07. Dezem-

ber 2006 im Landtag NRW abschließend beraten und verabschiedet worden. Zum 01.01.2007 

werden somit die 8 Ämter für Agrarordnung, die 5 Bergämter, die 10 Staatl. Ämter für Arbeits-

schutz, die 10 Staatl. Umweltämter und das Staatliche Amt für Umwelt- und Arbeitsschutz OWL 

aufgelöst und ihre Aufgaben auf die Bezirksregierungen übertragen. 

Außerdem werden die Aufgaben 

Ø des Landesamtes für Ernährungswirtschaft und Jagd (LEJ), 

Ø der Landesanstalt für Ökologie, Bodenordnung und Forsten (LÖBF) und 

Ø des Landesumweltamts (LUA) 

in einem neuen Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz (LANUV) zusammenge-

fasst. Zudem wird ein Teil der Aufgaben auf die Bezirksregierungen, insbesondere die Bezirks-

regierung Düsseldorf übertragen, im Gegenzug werden die Aufgaben der Veterinärangelegen-

heiten und Lebensmittelüberwachung der Bezirksregierungen bei der LANUV zusammengeführt 

und zentralisiert. 

Schließlich wird das Landesinstitut für Schule/Qualitätsagentur in Soest aufgelöst und seine 

Aufgaben auf das Ministerium für Schule und Weiterbildung und die Bezirksregierungen Düs-

seldorf und Arnsberg verteilt.

Damit wird der erste Schritt im Reformprozess getätigt. Der zweite Schritt ist die bereits ange-

laufene Aufgabenüberprüfung aller Aufgaben der bisherigen Ämter und der Bezirksregierungen.

Am Ende dieser Aufgabenkritik wird entschieden, welche Aufgaben wegfallen, welche Aufgaben 

privatisiert oder kommunalisiert und welche Aufgaben weiterhin von den Bezirksregierungen

wahrgenommen werden.

Und schließlich ist als dritter Schritt die Schaffung von drei Regionalverbänden geplant, die den 

reduzierten Aufgabenbestand der Bezirksregierungen, der beiden Landschaftsverbände und

des Regionalverbandes Ruhr ab 2012 übernehmen sollen.

Frage 1:

Ist es richtig, dass es sich bei dieser ersten Stufe nur um eine reine „Türschildreform“ handelt, weil
• sich an den gesetzlichen Aufgaben, die von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Argra-

rordnungs -, Arbeitsschutz-, Berg- und Umweltverwaltung wahrgenommen werden, nichts ändert,
• die Bediensteten an ihren bisherigen Behördenstandorten verbleiben und
• die Bediensteten an ihren bisherigen Behördenstandorten nur den alten bzw. neuen Dezernaten

der Bezirksregierung organisatorisch zugewiesen werden?
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Frage 2:

Ist es richtig, dass die Zuweisung zu den Bezirksregierungen zum 01.01.2007 nur für ein Jahr erfolgt
und die Bezirksregierungen nach der Durchführung der Aufgabenkritik zum 01.01.2008 erneut umor-
ganisiert werden sollen, um sie dann bis Mitte 2012 aufzulösen?

Antwort zu 1 und 2:

 Von einer Türschildreform kann keine Rede sein. Die jeweiligen Ämter verlieren ihre Quer-
schnittsbereiche, die hälftig den bestehenden Zentraleinheiten der Bezirksregierungen zuge-
wiesen und zur anderen Hälfte als Effizienzrendite kw-gestellt (236 Stellen) werden.
Im Bereich der Genehmigungsverfahren in der Umweltverwaltung wird eine klare Zuordnung

der Beschäftigten zu den jeweiligen Dezernaten in den Bezirksregierungen vorgenommen. 

Weitergehende Organisationsentscheidungen hängen vom Ausgang der Aufgabenkritik ab und 

werden Ende des Jahres 2007 getroffen werden. Vor diesem Hintergrund erscheint es sinnvoll, 

dass im Interesse einer sozialverträglichen Lösung die Beschäftigten zunächst ihren gewohnten 

Arbeitsplatz behalten und nicht mehrfach durch Umstrukturierungsmaßnahmen betroffen wer-

den.

Frage 3:

Ist es richtig, dass auch in NRW freigestellte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, deren Aufgaben im 
Rahmen des Verwaltungsstrukturkonzeptes entfallen sind, an eine „Personalagentur“ versetzt werden 
sollen, von der sie dann an ihre Ausgangsbehörde zurück abgeordnet werden, ohne dass sie dort 
noch Aufgaben haben?

Frage 4:

Wohin soll das Personal der Versorgungsverwaltung zurück abgeordnet werden, wenn die Versor-
gungsämter wegen der Kommunalisierung der Aufgaben aufgelöst worden sind?

Antwort zu 3 und 4:

Der Entscheidungsprozess der Landesregierung ist noch nicht abgeschlossen. 

Frage 5:

Nach den Aussagen von Herrn Innenminister Dr. Ingo Wolf auf der Homepage seines Ministeriums 
vom 15.08.2006 sollte dem Kabinett bis zum 1. Oktober 2006 ein Konzept zur neuen Aufgabenvertei-
lung vorgelegt werden. Ist es richtig, dass eine entsprechende Kabinettsvorlage bis heute nicht bera-
ten wurde?

Antwort:

Der Innenminister hat im November dem Kabinett ein Konzept zum weiteren Vorgehen vor-

gelegt. Der vorgeschlagene Fahrplan zur Durchführung der Aufgabenkritik (30.06.2007) und 

für die endgültigen Organisationsentscheidungen (31.12.2007) ist vom Kabinett verab-

schiedet worden.

Frage 6

Ist es richtig, dass es bei der Anhörung am 08.11.2006 im Landtag keine Expertin und keinen Exper-
ten gab, die/der das jetzt gewählte Reformvorgehen für sinnvoll erachtet hat?
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Antwort:

Die hier in Frage stehenden Reformschritte 1 und 2 (Straffung der Behördenstruktur und 

Aufgabenkritik) sind von den Experten in der Landtagsanhörung mehrheitlich im Grundsatz 

begrüßt worden.

Frage 7:

Ist es richtig, dass entgegen der Aussagen im Gesetzentwurf, die Landesanstalt für Natur, Umwelt 
und Verbraucherschutz (LANUV) nun doch keine Einrichtung nach
§ 14 LOG wird, sondern als neue Landesoberbehörde errichtet wird, obwohl in der Koalitionsverein-
barung die Abschaffung von Sonderbehörden vereinbart worden ist?

Antwort:

Wie in der Vorbemerkung beschrieben werden zwei Landesoberbehörden (LUA und LEJ) 

und eine Einrichtung (LÖBF) zu einer Landesoberbehörde (LANUV) zusammengefasst.

Frage 8:

Ist es richtig, dass die Angehörigen der Veterinärdezernate der Bezirksregierungen zum 01.01.2007 
kraft Gesetzes der LANUV angehören, ihre Aufgaben aber weiterhin in den Räumlichkeiten der Be-
zirksregierungen wahrnehmen sollen?

Antwort:

Dies kann so nicht bestätigt werden, da die Bezirksregierungen im Auftrag des MUNLV und 

des IM aktuell ein Interessenbekundungsverfahren durchführen, um das notwendige Ver-

waltungspersonal am Standort der LANUV zusammenführen zu können.

Frage 9:

Wie soll ein einheitlicher Verwaltungsvollzug in der Umweltverwaltung sichergestellt werden, wenn
• die Aufgaben kommunalisiert worden sind,
• wegen des kommunalen Aufgabentyps keine Fachaufsicht mehr wahrgenommen werden und 
• keine Erkenntnisse bei den Bezirksregierungen über den Aufgabenvollzug mehr vorliegen, weil 

das Widerspruchsverfahren auch noch entfallen soll?

Antwort:

Entscheidungen werden nach der jeweils geltenden Gesetzes- und Rechtslage getroffen. 

Dies gilt für Kommunen wie für die Landesbehörden beim Verwaltungsvollzug gleicherma-

ßen.

Die heute bestehende Dreistufigkeit (Z.B. im Wasserrecht: untere Wasserbehörde – obere 

Wasserbehörde – oberste Wasserbehörde) wird auch zukünftig Bestand haben. Inwieweit 

sich die Aufsicht inhaltlich verändern wird, kann vor dem Hintergrund des laufenden Verwal-

tungsstrukturprozesses noch nicht beantwortet werden.

Frage 10:

Gibt es Schätzungen dazu welche,
• Kosten bei der jetzigen Umsetzung der Verwaltungsprozess entstehen,
• Kosteneinsparungen insgesamt erwartet werden?



Anlage III

Antwort:

Auf Schätzungen ist der Modernisierungsprozess nicht aufgebaut. Wie bereits oben ange-

führt werden allein in den Querschnittsbereichen 236 Planstellen und Stellen abgebaut. 

Auch durch den Abbau von organisatorischen Schnittstellen zwischen diversen Ämtern und 

den Bezirksregierungen werden synergetische Effekte erzielt.

Frage 11:

Wie hoch werden die Haushaltsmittel eingeschätzt, die die Gemeinden wegen der Konnexitätsrege-
lungen in der Verfassung erhalten sollen, wenn sie neue Aufgaben aus der Umwelt- und Versor-
gungsverwaltung übernehmen?

Frage 12:

Wie viel Personal soll bei den Bezirksregierungen bis Mitte 2012 sozialverträglich abgebaut werden?

Antwort:

Diese Fragen lassen sich zur Zeit nicht beantworten, da sie vom Prozess der Aufgabenkritik

abhängen, in dem im übrigen die kommunalen Spitzenverbände intensiv mit eingebunden 

sind.
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Niederschrift

über die

Sitzung des Regionalrates

am 12. Februar 2007

in Arnsberg

Beginn:  14.30 Uhr
Ende: 17.30 Uhr
Anwesende: siehe Anwesenheitsliste (Anlage I)



Tagesordnung für die Sitzung des Regionalrates am 12.02.2007

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung und Beschluss-

fähigkeit des Regionalrates

2. Feststellung der Tagesordnung

3. Benennung eines Ratsmitgliedes zur Mitunterzeichnung der Niederschrift

4. Stadterneuerungsprogramm
Vorlage 01/01/07

5. Waldschäden in Folge des Orkans „Kyrill“
– Sachstandsbericht

6. Mitteilungen

7. Anfragen



zu TOP 1: Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung des Regionalrates und stellt fest, dass 
hierzu ordnungsgemäß eingeladen wurde.

Er begrüßt Herrn Regierungsvizepräsidenten Kosow und die anwesenden 
Vertreterinnen und Vertreter der Verwaltung.

   
Darüber hinaus heißt er die Vertreterinnen und Vertreter der Medien willkom-
men.

zu TOP 2: Der Vorsitzende stellt die Tagesordnung fest.

zu TOP 3: Zur Mitunterzeichnung der Niederschrift wird das Ratsmitglied Herr Rainer
Giesel benannt.

zu TOP 4: Die Folien zum Vortrag von Herrn Roderfeld sind als Anlage II beigefügt.

Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss:
1. Der Regionalrat stimmt dem Vorschlag für das Stadterneuerungspro-

gramm 2007 zu.

2. Der Regionalrat erwartet und bittet im Falle evtl. Mittelrückflüsse die Ar-
beitsplatz schaffenden Maßnahmen (Interkommunales Gewerbegebiet
Wittgenstein, Interkommunaler Gewerbepark Brilon/Olsberg, Entwicklung 
des Industriegebeietes Lehnscheid VI/ Erweiterung Wilden-Nord) prioritär 
aus der Förderreserve zu bedienen.

zu TOP 5: Herr Terstesse , Herr Freiherr von Weichs und Herr Kreisdirektor Melcher
referieren zum Thema. Die Folien zum Vortrag von Herrn Terstesse  sind als 
Anlage III beigefügt. 

Der Regionalrat fasst einstimmig die nachfolgende Resolution und be-
schließt, diese an den Ministerpräsidenten des Landes NRW zu übersenden:

„RESOLUTION DES REGIONALRATES DES REGIERUNGSBEZIRKS ARNSBERG ZU 
DEN WALDSCHÄDEN IN FOLGE DES ORKANS „KYRILL“ 

Der Orkan „Kyrill“ ist der bislang schwerste Sturm in nordrhein-westfälischen Wäl-
dern, insbesondere im Regierungsbezirk Arnsberg. Seine Schäden und Folgen kon-
zentrieren sich auf die Kreise und Waldlandschaften unseres Regierungsbezirkes.

25 Millionen umgestürzte Bäume, 12 Millionen Festmeter Holz auf 50.000 Hektar Kahlfläche 
sind Kennziffern, die einen Teil des Schadens abbilden, der nach ersten Schätzungen meh-
rere hundert Millionen Euro beträgt. Nicht berücksichtigt sind die drohenden Schäden durch 
eine Massenvermehrung des Borkenkäfers.

Für viele Waldbauern und Waldarbeiter bedeutet die Lage zugleich eine lebensgefährliche 
Situation bei den begonnenen Räumarbeiten.

Der Sturm hat unübersehbare Wunden in die Natur und Landschaften unseres Regierungs-
bezirks geschlagen, die zu heilen mehre Generationen dauern wird. Umso dringlicher ist jetzt 
entschlossenes und direkt greifendes Handeln mit gut abgestimmten und auch nachhaltig
angelegten Maßnahmen.



Gefordert ist die Solidarität in der Region, aber auch die Solidarität und konkrete Hilfe des 
ganzen Landes. Die Sturmfolgen stehen für unsere Region und zahlreiche Betroffene, wie 
z.B. rund 30.000 Waldbauern und zahlreiche touristische Betriebe, der Tragweite von Hoch-
wassern am Rhein oder der Eis- und Stromkatastrophe im Münsterland nicht nach. Die bis-
her vom Land zugesagten Hilfen (Förderung und Personaleinsatz) können nur ein erster 
Schritt sein. Sie sind lediglich ein „Tropfen auf den heißen Stein“ und müssen dem bisheri-
gen Standard angepasst werden. Wir verweisen auf Baden Württemberg, welches nach dem 
Orkan „Lothar“ 50 Millionen Euro Landesmittel bereitgestellt hatte.

Schäden im Wald

Wir begrüßen, dass vor Ort durch Kreise, Verbandsorganisationen, Forstbehörden und Land 
unverzüglich gehandelt wurde, u.a. mit der Einrichtung des Informations- und Kommunikati-
onszentrums als Anlaufpunkt für die Waldbesitzer und Logistikstützpunkt. Die jüngsten Ent-
wicklungen unterstreichen – diesmal leider mit traurigem Anlass – dass es dringend geboten
ist, die Zentrale des Landesbetriebes Wald und Holz NRW in die waldreichste Region Nord-
rhein-Westfalens zu verlegen, so wie es die Forstreform mit dem zukünftigen Standort Arns-
berg vorsieht.

Wir begrüßen grundsätzlich das Sofortmaßnahmenkonzept der Landesregierung (Kri-
sen- und Arbeitsstab Forst Südwestfalen, Personalverstärkungen, Schadensaufnahme, 
Holzabsatzstrategie, günstige Kredithilfen und Bürgschaften, Erhöhung der Nutzlasten, un-
bürokratisch mögliche Beschäftigung von ausländischen Spezialisten und Sonntagsarbeit
etc.) und die eigenen Initiativen z.B. des privaten Waldbesitzes.

Wir fordern die Landesregierung auf

- sich beim Bund dafür einzusetzen, den Förderplanfonds innerhalb der EU-Programms
„Gemeinschaftsaufgabe Agrarförderung und Küstenschutz“ durch ein Sonderprogramm 
„Kyrill“ zu erweitern.

- sicher zu stellen, dass die Finanzverwaltungen günstige Einzelfallentscheidungen für 
betroffene Betriebe treffen können und ihnen mit Stundungen, Herabsetzung der Vor-
auszahlungen und anderen Möglichkeiten soweit als irgend möglich helfen.

- unverzüglich alle verfügbaren Kräfte im Landesbetrieb Wald und Holz für die Räumauf-
gaben im Regierungsbezirk Arnsberg bereitzustellen (und bitten dazu auch die Perso-
nalvertretung im Landesbetrieb um aufgeschlossene Mitwirkung).

- die Vermarktung und eine notwendige professionelle Logistik für die enormen Holzmen-
gen zu organisieren und zu bündeln und mit höchster Priorität zu behandeln, da die der-
zeit vorhandenen Möglichkeiten der örtlichen Forstverwaltungen und Absatzstrukturen
nicht ausreichend sind.

Schäden für den Tourismus

Der Schaden für den Tourismus wird ähnlich hoch beziffert wie die Schäden im Wald. Das 
gut markierte Wander-, Rad- und Loipenwegenetz der Region ist zu einem großen Teil er-
heblich im Mitleidenschaft gezogen worden. Gleiches gilt für die Infrastruktur wie Wege, 
Bänke Schutzhütten und Parkplätze. Für die Wege gilt, das sie nach Ende der forstlichen 
Aufräumarbeiten ohne grundlegende Instandsetzung kaum noch zu benutzen sein werden.

Wir fordern die Landesregierung auf:



- für Regelungen zu sorgen, die das Betreten des Waldes ermöglichen und gleichzeitig
die Notwendigkeiten der Waldbauern berücksichtigen (Wegegebot).

- mit zusätzlichen Mitteln des Landes dringende Maßnahmen zur Existenzsicherung der 
Betriebe und zur Wiederherstellung der Wald-Infrastrukturen für den Fremdenverkehr zu 
ermöglichen.

- ein Maßnahmenpaket „Verkehr“ für die stark von Sturmschäden direkt betroffenen Ver-
bindungen und die vom deutlich zunehmenden LKW-Verkehr absehbar in Mitleiden-
schaft gezogenen Wege aufzulegen.

- ein Maßnahmenpaket „Wirtschaftsförderung“ für den Handlungsbedarf im Freizeit- und 
Tourismusbereich unverzüglich gemeinsam mit der Region zu entwickeln und mit Lan-
desmitteln auszustatten.

Unsere Solidarität gilt den betroffenen, in vielen Fällen existenziell gefährdeten Men-
schen in unserer Region, die als Waldbauern, Forstleute, Holzverarbeiter oder als
Dienstleistende in Freizeit und Tourismus direkt unter den Auswirkungen des Orkans 
zu leiden haben.

Der Regionalrat Arnsberg fordert die Bezirksregierung auf, in den nächsten Sitzungen 
des Regionalrates fortlaufend Bericht zu erstatten.“

   
zu TOP 6: Es wurden diverse Mitteilungen verteilt. 

zu TOP 7: Die SPD Fraktion hat am 02.02.2007 eine Anfrage zu der „Sondermüllentsor-
gung aus dem Ausland“ gestellt. Herr Eickhoff beantwortet diese Anfrage 
mündlich (s. Anlage IV).

Der Vorsitzende beendet die Sitzung um 17.30 Uhr.

......................................                                             .............................................
Droege, Vorsitzender     Giesel, Ratsmitglied

.................................................
                 Hellmann, Schriftführer
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Anlage IV

Zur Anfrage „Sondermüllentsorgung aus dem Ausland“ der SPD-Fraktion vom 

02.02.2007

Vorbemerkung: Mit dieser Stellungnahme wird keine Aussage dazu getroffen, ob die in den 

Anlagen zur Anfrage angesprochenen Abfälle(HCB) in Anlagen im Regierungsbezirk 

Arnsberg beseitigt werden können. Diese Frage ist hier nicht geprüft worden, da uns keine 

entsprechenden Anträge vorliegen.

Zu 1.)

Im MHKW Iserlohn wurden in 2006 ca. 2.900 Mg Schredderleichtfraktionen von 

Abfallerzeugern aus der Schweiz thermisch behandelt. Darüber hinaus werden Abfälle aus 

dem Ausland in diversen Kraftwerken als Sekundärbrennstoff eingesetzt.

Zu 2.) 

„Sonderabfälle“ ist der umgangssprachliche Begriff für „besonders überwachungsbedürftige 

Abfälle“, die nach EU-Recht nunmehr auch als „gefährliche Abfälle“ bezeichnet werden. 

Hierzu zählen auch Abfälle wie z.B. Schredderleichtfraktionen, die bei der Verbrennung die 

gleichen Emissionen hervorrufen wie Hausmüll und auch sonst ein ähnliches Gefährdungs-

potential haben. Daher sind in allen Müllverbrennungsanlagen auch solche „Sonderabfälle“ 

zur Verbrennung zugelassen.

In den drei Müllverbrennungsanlagen des Regierungsbezirkes ( Hagen, Hamm und Iserlohn) 

werden überwiegend Hausmüll und hausmüllähnl. Gewerbeabfälle thermisch behandelt. Nur 

zu einem geringen Anteil ( ca. 10 %) werden solche Sonderabfälle in diesen drei Anlagen 

verbrannt.

Zu 3.)

Sofern ein entsprechendes Vorhaben geplant ist, ist der Bezirksregierung ein 

entsprechender Antrag auf Notifizierung vorzulegen. 

Bisher liegt der Bezirksregierung Arnsberg kein Antrag für die Verbrennung von Abfällen aus 

Australien in einer dieser Anlagen vor.

Zu 4)

Wie unter 3.) dargestellt ist für eine Verbrennung von Abfällen aus dem Ausland in den 

hiesigen Verbrennungsanlagen eine entsprechende Notifizierung (Genehmigung)

erforderlich. Im Rahmen dieses Verfahrens müssen die rechtlichen Voraussetzungen, die in 

Gesetzen und Verordnungen festliegen, für eine Importgenehmigung geprüft werden. 



Anlage IV

Liegen diese Voraussetzungen vor, ist eine Notifizierung zu erteilen.

Zu 5.)

Die Notifizierung ist ein kompliziertes exakt festgelegtes Verfahren, bei dem sowohl die 

Behörden des abgebenden als auch des annehmenden Landes beteiligt sind. Zuständige 

Behörden in NRW sind die Bezirksregierungen. Die Landesregierung kann im Verfahren

keine politische Weisungen erteilen. Sie kann sich jedoch dafür einsetzen, dass nationale 

und internationale Vorschriften geändert werden.


